PRAAMBEL

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen vomn 14.07.94
{ GV NW S. 666 } - SGV NW 2023 - in der z.Z. glltigen Fassung sowie der §§ 2 und 10
Baugesetzbuch { BauGB ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.85 ( BGBI. 1 S.
2253 ), zuletzt geandert am 08.04.94 ( BGBI. I S. 766 } i. V. mit dem MaRnahmenesetz zum
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.04.1993 ( BGBI. 1 S. 622 ), i. V.
mit der Verordnung iiber die bauliche Nutzung der Grundstiicke { BauNVO ) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 15.09.1977 ( BGBI. I S. 1763 ), geéndert durch die 4. Verordnung
zur Anderung der Baunutzungsverordnung vom 23.01,1990 { BGBI. 1S. 132 ) zuletzt gedndert
durch das Gesetz zur Erleichierung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung
von Wohnbauland in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.04.93 { BGBIL. 1 S. 466 ) hat

der Rat der Stadt Menden in der Sitzung am i&f”fdie planungsrechtlichen Festsetzungen
dieses Bebauungsplanes als Satzung beschlossen.
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A. Festsetzungen gemiB §9 Abs. tund7 BauGB B.

)

Sonstige Darstellungen

{

i1 —H'Q\}‘fi‘-’hufsmuhfe

D e Emm mm Crenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes vorhandene Wohngebdude

gem. § 9 Abs. 7 BauGB

AUUNGSPLAN NR.-—148

BEREICH OBSTHOF - FRUHERE STADTGARTNERE!

— @ 9% e Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung gem. § 16 Abs. 5 BauNVO

vorhandene

Nebengehiude

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V. § 1 BauNVO

P

vorhiandene Grundsticksgrenzen

WA Aligemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVvO : P A Hahenlinie mit Hohenangabe (m. &i. NN )

{1}  Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen
{(2) Zuldssig sind:

1}

—|— T—[ rT W N vorhandene Bdschungen

1. Wohngebaude

2, Die der Versorgung des Gebietes dienenden Ldden, Schank- und vorhandene Teichanlagen
Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe
3. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitl. und sportliche Zwecke
vorgeschlagene Verlegung des Bachiaufes
(3) Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden: _ g
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, — = — = — vorhandene Rohrleitung zur Teichanlage

Die Ausnahmen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 - 5 BauNVO sind nicht zulassig.
vorgeschlagene Fulweganlage ( innerhaib der 6ffentlichen Granfiache )

» — — » _ _—x_ vorhandene Einfriedung
Mafl der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V. § 16 BauNVO) — X =X —q
% ’I!‘ zu beseitigende bauliche Anlagen
0,4 Grundflachenzahl (GRZ) gemadB § 13 BauNVO Lo — — % J
@ GescholBflachenzahl {GFZ}) gemal § 20 BauNVO
C. Hinweis
H Zahl der Vollgeschosse alis Hochstgrenze gemdB § 16 Abs. 4 BaulNVO
1. Der Bebauungsplan enthilt die fiir die Zuldssigkeit von Bauvorhaben erforderlichen
Mindestfestsefzungen ( § 30 BauGB ), sowie die Begrenzung der Verkehrsflachen.
(A) Ein zweites VollgeschoB kann ausnahmsweise im Dachraum zugelassen werden,
wenn die Geschofflachenzahl nicht {iberschritten wird (§ 16 Abs. 6 BauNVQO)}. - 2, Bei Bodeneingriffen konnen Bodendenkmaler ( kultur- und / oder naturgeschichtliche

Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gridben, Einzelfunde, aber auch Veranderungen und
Verfarbungen in der natiirlichen Bodenbeschaffenheit ) entdeckt werden. Die Entdeck-
ung von Bodendenkmalem ist der Gemeinde als Untere Denkmalbehdrde und / oder
dem Westf. Museum fir Archeologie / Amt fiir Bodendenkmalpflege, AuBenstelle Olpe
{Tel. 02761 / 12861) unverziglich anzuzeigen und die Entdeckungsstitte mindestens drei
Werkiage in unverandertem Zustand zu erhalten (§ 15 u, 16 Denkmalschutzgesetz
NRW ). ‘

Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 u. 6 BauGB, i.V. §§ 22 u. 23 BauNVO)

O Offene Bauweise gemafl § 22 Abs. 2 BauNVO

Jeo\

Offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhduser zuldssiq,

gemiB § 22 Abs. 2 BauNVO D. Inkrafttreten

Diese Satzung wird am Tage der Bekanntmachung des durchgefiihrten Anzeigeverfahrens

Baugrenze gemag § 23 BauNVO sowie von Ort und Zeit der dffentlichen Auslegung rechtsverbindlich.

Gebiude und Gebaudeteile durfen diese Linie nicht Giberschreiten. Ein Vortreten
von Gebaudeteilen in geringiligigem AusmaB kann zugelassen werden. Durch
Baugrenzen werden die Uberbaubaren Grundsticksfldchen festgesetzi.

Uberbaubare Grundstiicksfliche der allgemeinen Wohngebiete : E. Nachrichtliche Ubernahme gemiB § 9 Abs. 6 BauGB

Gestaltungsvorschriften gem. § 86 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 BauO NW ( s. besond. Satzung )

§2 Dacher

Verkehrsflichen { § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB )

{1) Dachform
o Satteldach ( SD ), Walmdach ( WD ), Krippelwalmdach { KWD ) fir alle Bereiche.
r StraBenbegrenzungslinie Gegeneinander versetzte Dachilachen mit unterschiedlichen Firstkantenhdhen

[0 ) sind zuldssig.
Verkehrsberuhigter Bereich

| Gffentliche Verkehrsflache (2)

. Dachneigung
I~ besonderer Zweckbestimmung

Bereich F1 = 28° - 38°
Bereich F2 = 38° - 50°

z.B. Parkbucht

StraBenbegrenzungslinie

{(3) Dachdeckung
Dunkelfarbene oder rote Dachdeckung fiir aile Bereiche

. F.  FuBweg (4)
-b Strafenbegrenzungslinie

b i ™= Gehweg ( im Zuge der vorhandenen offentl. Verkehrsfidche Von-Ketteler-Str. )

Kniestéicke ( Drempel)

Kniestticke ( Drempel ) diirfen im Bereich F1 nicht héher als 50 cm und im Bereich
F2 nicht héher als 75 cm sein, gemessen auf der AuRenseite der Aulkenwand von
von Oberkante Rohdecke bis Oherkante Dachsparren.

Straflenbegrenzungslinie

§3  Einfriedungen

Strafenbegleitgrin

Einfriedungen der Grundstiicke an den Verkehrsfldchen sind nur bis zu einer Héhe
von 75 cm zuldssig.

L ‘ Anschlul der privaten Grinflache an die offentliche Verkehrsfiache Die Festsetzungen des Bebauungsplanes {iber Sichtflichen bleiben hiervon unberiibrt.

A4 4 4 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt bzw. Zuwegung §4  Stellplatze fiir Kfz und deren Zufahrten auf Privatgrundstiicken

Stelipldtze im Sinne des § 2 Abs. 7 BauO NW sowie deren Zufahrten sind in ihrem Aufbau
s0 auszubilden, daR das auf diesen Flachen anfallende Niederschlagswasser méglichst
ungehindert in den Untergrund gelangen kann. Befestigungen, die die \Wasserdurchlassig-
keit wesentlich heschrinken, sind nur zuidssig, soweit deren Zweckbestimmung dieses
erfordert. Die FlachenmaRige Dimensionierung von Stelipldtzen und deren Zufahrten ist
den jeweiligen Erfordernissen anzupassen.

Mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten belastete Flichen gem. § 9 Abs. 21

Mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrechien zu Gunsten der Anlieger, sowie mit Leitungsrechten
— . zu Gunsten der ErschlieRungstriger fir die Ver-,und Entsorgung zu belastende Fliche
gem.§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB. Ausnahmen von der fesigesetzien Lage der zu belastenden § 5 Abweichungen
Fliche kénnen auf der Grundlage des § 31 Abs. 1 BauGB zugelassen werden, wenn die
ErschlieBung an anderer Stelle des Grundstiicks gesichert ist.

s — . — . —_—

Von den vorstehenden Gestaltungsvorschriften kdnnen geméB § 73 Abs. 1 BauO NW
Abweichungen zugelassen werden, wenn das Gesamtbild nicht beeintrachtigt wird.

Planungen, Nutzungsregelungen, MaRnahmen und Fiéchen fir Mallinahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ( § 8 Abs. 1 Nr. 25b BauGB )

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fir Bepfianzungen und fiir die Erhaltung von
Baumen, Strauchemn und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewéssem
( § 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB )
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[/f *Grimitiche
.

Baume Straucher

Sonstige Bepflanzungen ( hier Hecke )

Bindung fiir die Erhaltung von Einzelbdumen gem&R § @ Abs. 1 Nr. 25b BauGB.
In begriindeten Einzeifdllen kann eine Ausnahme von der Bindung der Baumerhaltung fur
den Alerungsfall oder zur Abwendung einer akuten Gefahr zugelassen werden.

Griinflichen ( § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB )

Offentliche Grinflache nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Theedor - Hirth - Strasse

Parkanlage

GEOMETRISCHE EINDEUTIGKEIT FUR DIE STADTEBAULICHE

PLANUNG

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS OFFENTLICHE AUSLEGUNG SATZUNGSBESCHLUSS ANZEIGE GEMASS § 11 BAUGB INKRAFTTRETEN BEGLAUBIGUNG DER

VERFAHRENSVERMERKE

¢ ES GILT

IE BauNVO 1990

Es wird bescheinigt, da® die Planunteriage den
Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung
1980 vom 18.12.1990 ( BGBI I Nr, 3, v. 22.01.91)
entspricht und die Festlegung der stédiebaulichen
Planung geometrisch eindeutig ist.

Planungsabteilung

Bearbeiter:

Amtsleiter:

Der Rat der Stadt Menden hat gema § 2 ( 1)

BauGB in der Sitzung am
BA0.33 o

die Aufstellung des Bebauungsplanes i.S. des § 30
{ 1) BauGB beschlossen.

Der Stadtdirektor

In Verlgétung

Ae!te

Der Enwurf des Bebauungsplanes und die

Begrindung haben aufgrund der Bekanntmachung

vom &,4. 7995 gemsr § 3 (2) BauGB

bis einschiieSlich  1£.02.95 . ..

dffentlich ausgelegen.

Dieser Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt
Menden gemiR § 10 BauGBam 9,05, 95

afs Satzung beschlossen worden.

Gemdl § 11 des Baugesetzbuch B)in
der Fassung der Beka aciﬂ%g vom
08.12.1986 ( BGBI 1 S. §$ ist dieser
Bebauungsplan dem Regi un@résidenten am

o gt vorsen. e
Burchfiihrung des An iqﬁn‘ahrens wird hiermit
bestatigt. g"
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Der S{M¥diedkior
In Ap/ring

A
fi- ¥

Die Bekanntmachung geméi § 12 BauGB ist am
23.06. 35 ornsiiblich versffentlicht worden.

aus.

Menden, 28 06. 35

Der Stadtdirektor
In Vertremng

elte )

Die Ubereinstimmung der nebenstehenden Verfah-

rensvermerke mit denen der Originalfassung des

Bebauungsplanes wird hiermit beglaubigt.

Der Stadtdirektor

MARKISCHER KREIS
GEMARKUNG : MENDEN, FLUR 9

SATZUNG DER STADT MENDEN

BEBAUUNGSPLAN

NR. 148



1. Änderung bitte auf den Text klicken
Polygon

Textfeld
 
 1.  Änderung


https://www.menden.de/fileadmin/user_upload/Leben_in_Menden/Stadtplanung/Aenderungen/BP_148_Bereich_Obsthof_fruehere_Stadtgaertnerei_1-AEnd.pdf



